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Beklagte und Revisionsbeklagtea

Der ll° Senat des Bundessozialgerichts hat auf
W‚die mündliche Verhandlung vom 6° Juli 1972

durch

Senatspräsident -Jl Dro H a u e i 5 ein"
'f _ Vorsitzender —‚

Bundesrichter __‘f‘v H e y e r ‚ „
Bundesrichter Dr° R e i n h o l d ?
Bundessozialrichter van B ü r c k und

Bundessozialrichter B o r c h e r t

für Recht erkannt;

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des
Ländessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom

. 24° Juni 1971 wird zurückgewieseno

Außergerichtliche Kosten des Revisionsver—

' fahrens sind nicht zu erstatten°
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G r ü n d e___..__4_.-.‚ ...,-‚„ ’ ...-.—

—Die Beteiligten streiten darübera ob der Klägerin Alters—

geld zusteht9 insbesondere über die Frage, ob das Erach—

- liegenlassen von Grundstücken als "Abgabe“ anzusehen—ist°

'Nach den Feststellungen des Landessozialgerichts (LSG)

beantragte die am 190 Mai 1904 geborene Klägerin im Mai' “

1969 Altersgeld° Dabei gab sie an, sie habe von 1925 bis

zum Tode ihres Ehemannes im Jahre 1940 ein landwirtschaft— '
liches Unternehmen mit 5799 ha Eigenland und zusätzlich
4 ha Pachtland bewirtschaftetc 5‚10 ha Eigenland seien

1940 an verschiedene Landwirte verpachtet und das Pacht— J

land zurückgegeben werden; sie habe seitdem nur noch V

0‚52 ha landwirtschaftliche Nutzfläche und O‚52 ha Wald

bewirtschaftet° 1,51 ha landwirtschaftliche Nutzfläche
hätten brach gelegena Diesen restlichen Grundbesitz habe

sie — wie sie später vortrug — nur deshalb nicht ver—

pachten.können„ weil sie keinen Pächter gefunden habe;

Sie habe naeh und nach ihren erunqBesitzrveränßert—und

zuletzt durch notariellen Vertrag vom 180 Juli 1969 die
>in ihrem Eigentum verbliebenen 5946 ha Land auf ihre ‘

Tochter übertrageno '

Die Beklagte lehnte den Altersgeldantrag durch Bescheid\

vom 1° September 1969 ab:} weil die Klägerin in den letzten
25 Jahren vor der Abgabe des Unternehmens nicht mindestens

180 Kalendermonate ein landwirtschaftliches Unternehmen

bewirtschaftet habe° Das nach dem Tod ihres Ehemannes "

betriebene Unternehmen hätte die notwendige Mindesthöhe
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von 5 200‚——DMnicht erreicht; aber auch eine Abgabe sei

damals nicht erfolgt‚ weil die zurüCkbehaltenen Flächen

25 Q«H„ der festgesetzten Mindesthöheiiberschritten hätten°

Klage und Berufung waren ohne Erfolg (Urteile des Sozial—

gerichts —SG—Speyer vom 17° Dezember 1970 und des LSG

Rheinland—Pfalz vom 24° Juni 1971)?

Das LSG hielt die Voraussetzungen weder des 5 53 noch des
5 54 des Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte idF
des Gesetzes vom 29° Juli 1969 (GAL 1969) für erfüllt"

5 54 GAL 1969 scheide aus, weil der von der Klägerin seit
1940 bewirtschaftete restliche Betrieb infolge der Ver—

pachthng Von 5,10 ha Eigenland nicht die festgesetzte
‚

Ninde$thöhe von 5 200,——DMerreicht habe und sie somit am
1° Oktober 1957 nicht mehr.landwirtschaftliche Unternehme—

rin im Sinne des 5 1 GAL gewesen sei° Ein Anspruch nach
5 55 Abs° 1 GAL 1969 scheitere daran‚ daß sie während der

25 Jahre vor Abgabe des Unternehmens nicht mindestens
180 Kalendermonate landwirtschaftlicher Unternehmer im

Sinne des @ 1 GAL gewesen sei° Da auch ihr verstorbener

Ehemann diese Voraussetzung nicht erfüllt habe9 entfalle

auch ein Anspruch nach 5 55 Abs° 10 Buchsto b GAL 1969°
Die Ansicht der Klägerin‚ sie habe das Unternehmen im

Jahre 1940 abgegeben, sei falsch; sie übersehe dabei‚

daß das bloße'Brachliegenlassen von Grundstücken nicht

als Abgabe im Sinne von 5 2 Abs° 5 GAL 1969 anzusehen
sei° Aus welchen Gründen ein Landwirt Grundstücke brach

liegen 1aSse‚ sei ohne rechtliche Bedeutung° Das Gesetz

weise insoweit auch keine Lücke auf„ Das seit 1940 brach

liegende Land von 1,51 ha müsse deshalb bis zur Abgabe

des Unternehmens im Jahre 1969 ihrem restlichen Betrieb
zugerechnet werden, der somit bis dahin zwar 25 VOH„ der

festgesetzten Nindesthöhe erheblich überschritten (% 2

Abs° ? GAL 1969), andererseits-aber infolge der Ver—
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' pachtung von 5,10 ha Eigenland nicht die Mindesthöhe
erreicht habe„

Mit der zugelassenen Revision beantragt die Klägerin‘

— sinngemäß _? unter Aufhebung des angefochtenen Bescheides
und der vorinstanzlichen Urteile die Beklagte zur Zahlung

von Altersgeld ab l„_Mai 1969 zu verurteilenc Sie rügt
_eine Verletzung von s 2 Abso 7 GAL 1969° Das LSG sei zui'

Unrecht davon ausgegangen, daß die brach liegende Fläche

von l‚5l ha dem ihr verbliebenen Teil des Unternehmens

zuzurechnen sei° Nach 5 l Abs° 4 GAL 1969 sei von der

genutzten Fläche und dem durchschnittlichen ha—Satz der

Gemeinde auszugehen° Nicht bewirtschaftetes Land dürfe

deshalb nicht berücksichtigt werden° Aber selbst wenn das
Brachland als Geringstland im Sinne des Bewertungsgesetzes

zu werten sei‚ habe der Restbetrieb der Klägerin nicht
25 v„Ho der festgesetzten Mindesthöhe erreichta Das LSG

habe insoweit eine verfassungskonforme Auslegung des

Gesetzes zu Unrecht unterlassen° Das angefochtene Urteil
sei auch insofern fehlerhaft, als ein Anspruch nach 5 55

Abs° 10 Buchst° b GAL nicht ausreichend geprüft werden

sei° ’

Die Beklagte beantragt‚ die Revisiun■zürüekenweisenv

111’

Die Revision der Klägerin ist nicht begründet„ Die Beklagte

hat den Antrag auf Gewährung von Altersgeld zu Recht abgeé

lehnt° ' ' ' ' ‘ '
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Das LSG hat zutreffend sowohl die Möglichkeit eines

Anspruchs nach % 33 Abs° l GAL 1969 als auch nach 5 54

Abs" 1 GAL 1969 geprüft° Ein-Anspruch nach 5 54 GAL

1969 scheitert schon aus den vom LSG angeführten Gründeno

Das—LSGhat aber auch Zutreffend einen AnsPruch nach
5 55 GAL l969 vermeintq Dieser ist una° davon abhängig„

daß die Klägerin während der 25 Jahre‚ die der Abgabe

vorausgegangen sind‚ mindestens 180 Kalendermonate
_Unternehmer eineslandwirtschaftlichen Unternehmens im

Sinne des 5 l GAL 1969 gewesenisto Das LSG hat zu

Recht ausgeführt‚ daß sie diese Voraussetzung nicht
erfüllt° '

Für die Berechnung des Zeitraumes ton 25 Jahren ist der

Zeitpunkt der Abgabe'maßgebend° Streitig ist, ob die
‚Klägerin das von ihr nach dem Tode ihres Ehemannes

—teilweise —fortgeführte_landwirtschaftliche Unter—
nehmen schon im Jahre 1940 oder erst durch den nota—

riellen Vertrag vom Juli 1969 im Sinne des GAL abge—

geben hat° Bei der Abgabe im Jahre 1940 handelt es sich

um eine teilweise Abgabe im Sinne des 5 2 Abs° ? Satz 1

GAL 1969° Dabei kann nach der RechtsPrechung des Bundes—

sozialnerichts —BSG——(V£l°BSG12‚ 919 9ölliäygnlannz
gegangen werden, daß in der mündlichen Verpachtung von

3,10 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche im Jahre 1940

'eine wirksame Abgabe_liegt‚ weil es unbillig wäre‚ bei

Verträgen, die beim Inkrafttreten des GAL (1957) sechs

bzw„ neun Jahre bestanden haben, die Beachtung von erst
später bekanntgeWOrdenen Vorschriften zu verlangen„ Eine

derartige teilweise Abgabe erfüllt die gesetzliche Voraus—

setzung'der Unternehmensabgabe allerdings erst dann, wenn

der Einheitswert oder der Arbeitsbedarf'de8'nicht abgeu

gebenen Teils des Unternehmens 25 vol-I° der nach % 1

1—6—
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’Absc & festgesetzten Nindesthöhe nicht übersteigtv Das

GAL 1957 enthielt zwar keine dem 5 2 Abs„ 7 GAL 1969 ent—

sprechende Vorschrift; das ändert'aber nichts daran9 daß

vom Inkrafttreten des neuen Rechts an grundsätzlich nur

noch die neuen Vorschriften maßgebend sind (vgl„ BSG‚

Urteil vom 19„ Juni 1969 — 11/7 RLw 17/66)° Die Mindest—

höhe im Sinne des 5 1 Abs° 4 Satz 1 GAL 1969 beträgt — "

wie zwischen den Beteiligten unstreitig ist — 5 2007——DM°.

Der Einheitswert der zurückbehaltenen Grundstücke (5„46 ha

einschließlich Brach1and}‚ die die Klägerin 1969 an ihre
Tochter übereignet hat, betrug jedoch') wie die Bescheinia

gung des zuständigen Finanzamts vom 150 Juni 1969 ergibt‚

1 soo‚_unn;er überstiegmithin 25v°H„der Nindesthöheo
Für eine Berechnung des Vergleichswertes nach @ 1 Abso 4 '

Satz 5 GAL bleibt hier kein Raum„ weil es sich aus—

schließlich um Eigenland handelt‚ dessen Einheitswert
feststeht (vgl° BSG‚ Urteil vom 10° Dezember 1971 „>

11 RLW12/70)° Das LSGhat zu Recht entschieden‚ daß die
von der Klägerin nicht bewirtschaftete Fläche von 1‚51 ha

ihrem nicht abgegebenen Unternehmensteil zuzurechnen ist°v

Wie der Senat bereits in seinem Urteil vom 86 März 1972

will RLw 6/70 — entschieden hat„ ist das nicht nur
vorübergehende Brachliegenlassen 1andwirtschaftliö■äi

Flächen — entgegen der Meinung der Revision — keine Abgabe

im Sinne von 5 2 Absß } GAL 1969° Ein "Verlust der

Unternehmereigenscheft" im Sinne des Satzes 1 dieser
Vorschrift liegt zwar auch dann vor‚ wenn ein Landwirt

die Bewirtschaftung seines Betriebes nicht nur vorüber—

gehend einstellta also GrundStücke auf Dauer brach liegen
läßt° Er bleibt dann aber immer noch Eigentümer dieses

Landes (Ausnahme: % 928 BGB)„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


In solchen Fällen, dch; wenn das Eigentum nicht auf einen

anderen übergeht, liegt nach Satz 2 dieser Vorschrift
eine Abgabe nur dann vor, wenn sie für einen Zeitraum

von mindestens neun Jahren nach Vollendung des 65° Lebens-

jahres des abgebenden Unternehmers schriftlich vereinbart

wird° Die Möglichkeit, durch Verpachtung sich des land—

wirtschaftlichen Unternehmens zu entäußern, erscheint an
sich schon wenig geeignet, dem mit dem GAL vorwiegend

erstrebten agrarpolitischen Zweck einer möglichst früh—

’zcitigen und endgültigen_Weitergabe an die jüngere Genera—

tion zu dienen, da die Verpachtung notwendigerweise einmal

enden muß und der ehemalige Unternehmer wieder in seine

Stellung einrücken kann„ Die Möglichkeit einer Abgabe
durch Verpachtung ist deshalb an strenge Voraussetzungen

gebunden; Beim — einseitigen — Brachliegenlassen land—

wirtschaftli6her Flächen entfällt die Möglichkeit einer
schriftlichen Vereinbarung, durch die der Landwirt vera,
rpflichtet wird, sich ent5prechend lange Zeit der Bewirt—

schaftung zu
enthalten; die Bewirtschaftung unbestellten

Landes kann er jederzeit wieder aufnehmen; der Gesetzes—
zweck wäre also noch mehr gefährdet°

Das Brachliegenlassen kann auch nicht als Beginn einer

stufenweisen Abgabe gewürdigt werden° Nach dem Aufbau

und Sinn des Gesetzes ist die Abgabe nur zu einem be—

‚stimmten Zeitpunkt denkbar; sie kann sich also nicht auf

einen Zeitrahm erstrecken; bei stückweise erfolgenden Ab—

gabehandlungen tritt sie erst ein, wenn die Grenze von
1/4 der ursprünglichen Betriebsgröße durch wirksame Ab—

‘gabehandlungen unterschritten worden ist; von da an in die

Vergangenheit rechnet der l5—“bzw° 25Jahreszeitraum

(vgl, BSGaaO)° Daran ändern auch die Hinweise der
Klägerin auf die angebliche Unbilligkéit des Ergebnisses
nichts° Die Frage, ob eine durch fehlende Interessenten

_ g „
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bedingte Nichtbewirtschaftung landwirtschaftlichen Bodens

einer Unternehmensabgabe gleichgestellt werden könnte?

ist inzwischen Gegenstand von Beratungen bei der Ein— “* *

führung und Ausgestaltung der Landabgaberente gewesen
(vgl° Noell/Rüller„ GAL 1969 So 63 und GAL 1971 So 78

sowie Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Sozial—

politik — IST—Drucks° V/4419 zu 5 41 GAL); eine Gleich—

stellung ist aber abgelehnt werdeno Es liegt daher keine

Gesetzeslücke vor‚ wie die Revision meinte Das auf Dauer

vorgesehene Brachliegenlassen landwirtechaftlicher Flächen

erfüllt deshalb nicht 5 2 Abs° 5 GAL und somit auch nicht

die Leistungsvoraussetzung des 5 33 Abs° 1 Buchst b oder

5 54 Abs° 1 Buchst d GAL 1969 (vgl° Noell/Rüller‚ GAL
1965 S 70)

Die Klägerin hat somit ihr landwirtschaftliches Unter—

nehmen nicht schon im Jahre 1940‚ sondern erst im Juli

1969 endgültig abgegebene In den 25 Jahren‚ die der Abgabe

vorausgegangen sind? das ist von 1944 bis 1969‚ war sie

nicht landwirtschaftlicher Unternehmer im Sinne des 5 1;

denn der Einheitswert der Grundstücke, welche die Klägerin

in dieser Zeit bewirtschaftete‚ erreichte die Mindest—

1nnsiiniijigngl;zähleiehä_

@55 Abs„ 1 Satz 2 GAL 1969‚ der bestimmt‚ daß 5 2 Absc2 '
Satz 2 GAL nicht gilt? ist hier entgegen der Ansicht der

Revision ohne rechtliche Bedeutung‚ weil es sich im vor—
liegenden Fall ausschließlich um 5 2 Abso 7 Satz 1 GAL
1969 handeltu

Eine Beitragsnachentriohtung nach Art° 2 5 ? Abs° 1 des
Altershilfe—Neuregelungsgesetzes (AHNG) 1971 kommt für
die Klägerin nicht in Betracht? weil sie in der Zeit nach

dem l° Oktober 1957 nicht landwirtschaftlicher Unternehmer

__
0
J
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im Sinne des 5 l GAL gewesen ist Sie rügt auch zu Unrecht‚
daß das LSG einen etwaigen Anspruch nach 5 55 Abs„ 10

Buchst° b GAL 1969 nicht ausreichend geprüft habe° Sie,

V
verkennt‚ daß auch dieser — originäre — Anspruch der
Witwe nicht nur voraussetat, daß sie das nach dem Tode ihres‘

EhemanneS-fortgeführte Unternehmen3 jedenfalls bis unterl

die Mindestgröße verkleinert hat, so daß sie nicht mehr

landwirtschaftlicher Unternehmer im Sinne des 5 1 GAL

gewesen ist‚ sondern daß auch der verstorbene Unternehmer

die Voraussetzung des 5 55 Abs“ 1 Buchst° c erfüllen muß
(Vgl Noell/Rüller aaO S 74 bb) Das trifft aber nicht zu,
weil — wie dargelegt — das Unternehmen -erst 1969 abgegeben

worden ist°

Die Revision der Klägerin ist somit unbegründet und muß

zurückgewiesen werden (€ 170 Abso—l SGG)„'

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 des Sozialgerichts—

gesetzes°
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